Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3807 


Sachgebiet 1101 


Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 
(1. Ausschuß) 

— Geschäftsordnungsangelegenheiten — 

betr. Verhaltensregeln für Mitglieder des Bundes- 
tages und Vorschriften über die Registrierung 
von Verbänden und deren Vertreter 


Berichterstatter: 

Abgeordneter Schoettle 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Als Anlagen 1 und 1 a der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages werden die anliegenden Verhaltensregeln für 
Mitglieder des Bundestages (Anlage 1) sowie die Vorschrif- 
ten über die Registrierung von Verbänden und deren Ver- 
treter (Anlage 1 a) angenommen. 

2. Die in Anlagen 1 und 1 a vorgesehenen Regelungen treten 
am 1. November 1972 in Kraft. 

3. Die bisherigen Anlagen der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages werden neu durchnumeriert. 


Bonn, den 20. September 1972 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, 
Immunität und Geschäftsordnung 

Schoettle 

Vorsitzender und Berichterstatter 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdrudeerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb; Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 56, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 1 


Verhaltensregeln für Mitglieder des Deutschen Bundestages 


I. 

1. Jedes Mitglied des Deutschen Bundestages hat 
seinen Beruf einschließlich der Personen, Fir- 
men, Institutionen oder Vereinigungen, für die 
es beruflich tätig ist, genau anzugeben. 

Das gleiche gilt für eine entgeltliche Tätigkeit 
als Mitglied eines Vorstandes, Aufsichtsrates, 
Verwaltungsrates oder sonstigen Organs einer 
Gesellschaft, Genossenschaft oder eines in einer 
anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens 
oder als Treuhänder. 

Angehörige beratender Berufe haben die Art 
der Beratung anzugeben. 

Diese Angaben werden im Amtlichen Handbuch 
des Deutschen Bundestages veröffentlicht. 

2. Dem Präsidium ist jede vergütete Nebentätig- 
keit anzuzeigen. 

3. Anzeigepflichtig sind auch Verträge mit Ver- 
bänden, Firmen, Organisationen oder Einzel- 
personen und Personenvereinigungen über die 
Beratung, Vertretung oder ähnliche Tätigkeiten. 

Dies gilt nicht für Mitglieder des Bundestages, 
die zu Nummer 1 einen beratenden Beruf an- 
gegeben haben, im Rahmen der üblichen Tätig- 
keit dieses beratenden Berufes. 

Entgeltliche Tätigkeiten für Verbände und 
Organisationen, die gegenüber dem Bundestag 
oder der Bundesregierung tätig sind, werden 
veröffentlicht. 

4. Einnahmen aus Gutachten, aus publizistischer- 
und Vortragstätigkeit sind anzeigepflichtig, 
wenn sie die nach Nummer 9 festgesetzten Be- 
träge übersteigen. 

5. Jedes Mitglied des Bundestages hat über alle 
Spenden, die ihm als Kandidat für eine Bundes- 
tagswahl oder als Mitglied des Bundestages für 
seine politische Tätigkeit zur Verfügung ge- 
stellt werden, gesondert Rechnung zu führen. 


Spenden, die im Einzelfall die nach Nummer 9 
festgesetzten Höchstbeträge übersteigen, hat es 
dem Präsidium anzuzeigen. 

6. Für Mitglieder des Bundestages, die in Rechts- 
streitigkeiten für oder gegen die Bundesrepu- 
blik auftreten wollen, werden besondere Richt- 
linien erlassen. 

7. Hinweise auf die Mitgliedschaft im Deutschen 
Bundestag in beruflichen oder geschäftlichen 
Angelegenheiten sind zu unterlassen. 

8. Jedes Mitglied des Bundestages, das beruflich 
oder auf Honorarbasis mit einem Gegenstand 
beschäftigt ist, der in einem Ausschuß des Bun- 
destages zur Beratung ansteht, hat als Mitglied 
dieses Ausschusses vor der Beratung seine 
Interessenverknüpfung offenzulegen, soweit sie 
nicht aus den Angaben nach Nummer 1 ersicht- 
lich ist. 

9. Umfang und Grenzen der Anmeldepflicht gemäß 
Nummern 2 bis 5 werden jährlich vom Ältesten- 
rat auf Vorschlag des Präsidiums festgelegt. 

10. In Zweifelsfragen ist das Mitglied des Bundes- 
tages verpflichtet, durch Rückfragen beim Präsi- 
denten bzw. beim Präsidium sich über die Aus- 
legung der Bestimmungen zu vergewissern. 


11 . 

Bei Beanstandungen in bezug auf diese Verhal- 
tensregeln hat das Präsidium das betroffene Mit- 
glied des Bundestages anzuhören. Hält das Präsi- 
dium einen Vorwurf möglicherweise für berechtigt, 
so benachrichtigt es die Fraktion, der das betroffene 
Mitglied des Bundestages angehört, mit der Bitte 
um Stellungnahme. Einstimmig getroffene Feststel- 
lungen des Präsidiums können veröffentlicht wer- 
den. 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 1 a 


Registrierung von Verbänden und deren Vertreter 


Der Präsident des Bundestages führt eine öffent- 
liche Liste, in der alle Verbände, die Interessen 
gegenüber dem Bundestag oder der Bundesregie- 
rung vertreten, eingetragen werden. 

Eine Anhörung ihrer Vertreter findet nur statt, 
wenn sie sich in diese Liste eingetragen haben und 
dabei folgende Angaben gemacht haben: 

Name und Sitz des Verbandes 

Zusammensetzung von Vorstand und Geschäfts- 
führung 

Iriteiesseribereicli deb V erbandes 
Mitgliederzahl 

Namen der Verbandsvertreter sowie 

Anschrift der Geschäftsstelle am Sitz von Bun- 
destag und Bundesregierung. 

Hausausweise für Interessenvertreter werden nur 
ausgestellt, wenn die Angaben nach Absatz 2 ge- 
macht wurden. 

Die Eintragung in die Liste begründet keinen 
Anspruch auf Anhörung oder Ausstellung eines 
Hausausweises, 

Die Liste ist vom Präsidenten jährlich im Bundes- 
anzeiger zu veröffentlichen. 
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